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In dem Jahr seit der Ermordung von George Floyd trat einmal mehr die harte Realität des Rassismus
zutage, den AfroamerikanerInnen 150 Jahre nach der Abschaffung der Sklaverei und ein halbes
Jahrhundert nach der Bürgerrechtsbewegung immer noch erleben.

Auch Trumps Unterstützung durch und Billigung von weißen RassistInnen, seine Beschimpfung
derjenigen, die Grenzen im Süden der USA überqueren wollen, und der sogenannten Illegalen als
„krankheitsübertragende Kriminelle“ unterstrichen die Tatsache, dass auch viele andere
Gemeinschaften heute Zielscheibe von Rassismus sind.

Gewalt bis zum Mord

Eine Serie von Schießereien in drei Massagesalons und Kurbädern in Atlanta, Georgia, am 16. März,
lenkte die Aufmerksamkeit auf die rassistische Gewalt gegen Menschen asiatischer Herkunft. Sechs
der 8 Opfer waren Migrantinnen aus diesem Kontinent. Dies wiederum unterstrich die Tatsache,
dass verbale Beschimpfungen und körperliche Angriffe, die manchmal sogar in Mord gipfeln, eine
allzu regelmäßige Erfahrung für AmerikanerInnen chinesischer, koreanischer, philippinischer,
japanischer, vietnamesischer und anderer asiatisch-pazifischer Herkunft sind.

Die Tragödie von Atlanta hat eine landesweite Debatte ausgelöst, der sich der Staat und die Medien
nicht entziehen können. Im Januar wurde der 84-jährige Vicha Ratanapakdee, thailändischer
Herkunft, bei seinem Morgenspaziergang in San Francisco zu Boden gestoßen; zwei Tage nach dem
Überfall starb er. In New York City wurde einem 61-jährigen Mann , der von Philippinen stammte,
mit einem Paketmesser das Gesicht aufgeschlitzt, während in Oakland, Kalifornien, ein 91-jähriger
Mann zu Boden geworfen wurde. In diesem Jahr wurden dort bereits 20 solcher gewalttätigen
Angriffe gemeldet.

Ein Anfang des Monats veröffentlichter Bericht des „California State University’s San Bernadino
Center for the Study of Hate and Extremism“, einem Institut für Studien zu Hass und Extremismus,
verweist auf einen 150-prozentigen Anstieg antiasiatischer Hassverbrechen in den größten Städten
Amerikas im Verlauf der Covid-19-Pandemie im Jahr 2020.

Laut dem Bericht sind nicht nur diese Fälle um 150 Prozent gestiegen, von 49 im Jahr 2019 auf 120
im Jahr 2020, sondern dies geschah, während die Hassverbrechen insgesamt um 6 Prozent
zurückgingen, von 1.877 im Jahr 2019 auf 1.773 im Jahr 2020. Ein Bericht der politischen Gruppe
„Stop AAPI Hate“ (Stopp dem Hass gegen asiatische AmerikanerInnen und Leute von den
pazifischen Inseln) katalogisierte außerdem rund 3.800 rassistische Vorfälle, die sich gegen
asiatische Menschen in den USA richteten, darunter auch schwere Verbrechen.

Antichinesische Hetze

Dieser rasante Anstieg hängt eindeutig damit zusammen, dass Donald Trump die Tatsache aufgriff,
dass die weltweite Pandemie in Wuhan begann, um auf Fox News zu behaupten, dass das Virus im
Institut für Virologie in dieser Stadt begann und dass die Weltgesundheitsorganisation dies
vertuscht habe, weil China sie irgendwie in der Tasche habe. Von da an nannte Trump Covid-19
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regelmäßig „chinesische Grippe“ oder „das chinesische Virus“. QAnon und andere VerbreiterInnen
wirrer Verschwörungstheorien behaupteten, es handele sich tatsächlich um einen chinesischen
Bazillus der biologischen Kriegsführung, der die US-Wirtschaft absichtlich zu Fall bringen solle. All
dies half bequem, um die eigene unverantwortliche Weigerung der Regierung zu vertuschen,
Schutzmaßnahmen zu ergreifen, was dazu führte, dass die USA den schlimmsten Ausbruch der Welt
verzeichneten.

Damit verbunden ist die sowohl von offen reaktionären als auch von vermeintlich „progressiven“
Elementen der herrschenden Mächte verbreitete Darstellung, dass China eine Bedrohung für
„unsere Lebensweise“ darstellt. Es ist viel über Chinas Aggression gegenüber Taiwan und im
Südchinesischen Meer gesagt worden. Es wurde viel über die Verfolgung der UigurInnen, der
TibeterInnen und derjenigen, die für demokratische Rechte in Hongkong kämpfen, gesagt. Natürlich
sind diese Anschuldigungen wahr, aber wenn sie von einer Regierung und den einflussreichen
Medien kommen, die ebenso schändliche Verbrechen vertuschen, die von Amerikas eigenen
Verbündeten begangen werden, ist das einfach die reinste Heuchelei.

Um nur einige Beispiele zu nennen, gibt es den saudischen Kronprinzen Mohammed bin Salman, der
einen völkermörderischen Krieg im Jemen führt, oder Ägyptens Präsident Abd al-Fattah as-Sisi, der
70.000 – 100.000 politische Gefangene in seinen Gefängnissen gefangen hält. Trotz dieser
Verbrechen unterzeichneten die USA 2017 einen 110-Milliarden-Dollar-Deal für Waffenlieferungen
an die Saudis und schicken jährlich etwa 1,3 Milliarden Dollar Militärhilfe nach Ägypten.

Dann ist da noch Amerikas engster Verbündeter, Israel, mit seiner unerbittlichen Verfolgung der
PalästinenserInnen, die zum Teil von den USA finanziert wird. Washington könnte all diese Barbarei
stoppen, indem es den Hahn der militärischen und wirtschaftlichen Hilfe und Investitionen zudreht,
aber es tut es nicht. Warum nicht? Weil keine imperialistische Macht sich von den Prinzipien der
Demokratie und der Menschenrechte leiten lässt oder jemals ließ, sondern ihre eigene Ausbeutung
anderer Völker auf der ganzen Welt mit allen Mitteln verteidigt und ausweitet.

In der Tat war der Rassismus untrennbar mit dem Kapitalismus seit seiner frühesten Phase
verbunden, als Millionen von AfrikanerInnen als SklavInnen nach Amerika transportiert wurden und
der europäische Kolonialismus einen großen Teil der indigenen Völker von Gebieten auf der ganzen
Welt auslöschte. Auch im industriellen Kapitalismus wurde er eine riesige Anzahl von chinesischen
KontraktarbeiterInnen verwendet, um seine Eisenbahnen und Kanäle zu bauen. Er rechtfertigte
diese verschiedenen Formen der Superausbeutung und Zwangsarbeit mit der Behauptung, dass
seine Opfer von Natur aus unzivilisiert seien, in der Tat, weniger als gleichwertige menschliche
Wesen. Ja, die Nazis hatten VorgängerInnen in den sogenannten demokratischen Nationen.

Imperialistische Rivalität und Rassismus

Jahrzehntelang war die amerikanische Bourgeoisie glücklich, hochprofitable Geschäfte mit China zu
machen, da sie es als einen Markt für US-Produkte sah, einen Ort, an den sie die Produktion ihrer
Konzerne auslagern konnte, während sie gleichzeitig die Restauration des Kapitalismus als Beweis
für ihre globale Überlegenheit bejubelte. Warum also die zunehmende Hysterie und Feindseligkeit
gegenüber China im letzten Jahrzehnt, beginnend mit Obamas militärischer
Schwerpunktorientierung nach Asien, über Trumps Handelskrieg bis hin zu Bidens
Menschenrechtskreuzzug?

All dies hat wenig oder nichts mit den sehr realen Verfehlungen der chinesischen Regierung zu tun.
Vielmehr geht es darum, die imperialen Interessen der USA zu schützen und auszuweiten, die
Dominanz der amerikanischen multinationalen Konzerne gegen die aufstrebende Wirtschaftsmacht
China zu schützen. Die einzigen, die von der Verschärfung dieses Konflikts profitieren, der jetzt



nicht mehr nur eine Frage des Handels ist, sondern einen militärischen Aspekt annimmt, sind
Amerikas KapitalistInnen.

Wenn die USA die Leiden der UigurInnen oder die Unterdrückung der Demokratiebewegung in
Hongkong anprangern oder die wachsende chinesischen Wirtschaftskraft in der sog. Dritten Welt
„entdecken“, so werden diese nur als propagandistische Werkzeuge benutzt, um die eigene
wirtschaftliche und militärische Vorherrschaft der USA in der Welt aufrechtzuerhalten. Solche
Propaganda hilft dem berechtigten Widerstand gegen Xi Jinpings Verbrechen wenig bis gar nicht.

US-KommentatorInen und -PolitikerInnen haben den wachsenden Einfluss Chinas als Großinvestor
im globalen Süden, insbesondere in Afrika, hervorgehoben, manche nennen dies sogar
Imperialismus. Damit haben sie Recht. Was wir sehen, ist in der Tat die Entwicklung eines neuen
Rivalen zum US-Imperialismus. Dass sich die USA darüber beschweren, ist angesichts der Rolle, die
sie den größten Teil des zwanzigsten Jahrhunderts über gespielt haben, in der Tat dreist.

Nach dem Ersten Weltkrieg versuchten die USA zusammen mit Britannien, Japan und Frankreich,
China zu zerschlagen. Dann blockierten sie nach der Revolution von 1949 die Volksrepublik und
stärkten später effektiv Mao Zedongs stalinistisches Regime. Nachdem sich dieses Regime mit dem
Tiananmen-Massaker und der Restauration des Kapitalismus vor dem Zorn des eigenen Volkes
gerettet hatte, pumpten US-Konzerne Milliarden hinein, um die neuen Profitmöglichkeiten zu
nutzen. Was sie jetzt ablehnen und hassen, sind nicht die Verbrechen von Xi Jinping, sondern die
aufsteigende Macht und Rivalität des chinesischen Imperialismus.

Xi Jinping stellt keine größere Bedrohung für die amerikanische ArbeiterInnenklasse dar als „unsere
eigene“ Regierung und die großen Konzerne, ja sogar weniger. Indem sie den Hass auf das Fremde
im Ausland und auf die Menschen asiatischer Herkunft zu Hause schüren, wollen unsere Bosse, dass
die arbeitenden Menschen ihnen die Lüge abkaufen, dass die USA eine gutartigere, demokratischere
Form der Unterdrückung und des Imperialismus sind, nur weil sie im eigenen Land gewachsen ist.
Das treibt die Menschen nur dazu, ihre eigene Unterdrückung zu verstärken, indem sie Menschen
hassen, die nur oberflächlich anders sind als sie selbst und dabei ihre/n wahre/n FeindIn nicht
erkennen. Aber, wie Karl Liebknecht 1914 in berühmten Worten sagte: „Der Hauptfeind steht in
unserem eigenen Land.“

Wurzeln des antiasiatischen Rassismus

Der Rassismus gegen asiatische AmerikanerInnen hat tiefe Wurzeln. Chinesische
ArbeitsmigrantInnen kamen in den späten 1840er Jahren in die Goldminen und spielten dann in den
1850er Jahren eine große Rolle beim Bau der transkontinentalen Eisenbahnlinien. Teile der weißen
ArbeiterInnenschaft, die selbst erst kürzlich vor der Unterdrückung in Europa eingewandert waren,
wurden aufgepeitscht und forderten, dass die „Coolies“ (TagelöhnerInnen) ausgeschlossen oder
zurück in ihre Heimat geschickt werden sollten. In Kalifornien entschied der Oberste Gerichtshof
des Bundesstaates, dass ChinesInnen nicht vor Gericht aussagen durften, weil sie „eine Rasse von
Menschen sind, die von der Natur als minderwertig gezeichnet wurde und die unfähig zu Fortschritt
oder intellektueller Entwicklung sind.“

In den Jahren 1875 und 1882 wurden antichinesische Einwanderungsgesetze erlassen, die bis 1942
in Kraft blieben, als das nationalistische China ein Verbündeter der USA gegen Japan war. Zur
gleichen Zeit wurden 120.000 japanische AmerikanerInnen, 62 Prozent von ihnen vollwertige US-
StaatsbürgerInnen, für die Dauer des Krieges in unwirtlichen Wüstenlagern interniert. In den
1890er Jahren wurde eine heftige sinophobe Kampagne rund um die Idee der „gelben Gefahr“
aufgepeitscht. Ihr Ursprung lag im zaristischen Russland, von wo aus sie schnell vom kaiserlichen
Deutschland aufgegriffen und dann in die „Great Republic“ (Großartige Republik) exportiert wurde.



Hier wurde sie nicht nur von nativistischen (Nativismus: Lehre von den unveränderlichen
Erbanlagen; die Red.) und Jim-Crow-ReaktionärInnen (Jim Crow: segregationistische
Rassengesetzgebung in den US-Südstaaten; die Red.), sondern auch von Teilen der
ArbeiterInnenbewegung eifrig aufgenommen. Sie ist ein wahrer geborener Zwilling des
Antisemitismus.

Einige GewerkschafterInnen, vor allem in den FacharbeiterInnengewerkschaften, die bereits
versucht hatten, irische EinwanderInnen und dann schwarze ArbeiterInnen auszuschließen,
argumentierten, dass chinesische ArbeiterInnen „unfähig seien, sich zu organisieren“. Samuel
Gompers, der berüchtigte antimarxistische Führer der American Federation of Labour, schrieb 1902
ein Pamphlet mit dem Titel „Meat vs. Rice. American Manhood versus Asiatic Coolieism: Which shall
Survive?“ („Fleisch gegen Reis. Amerikanische Mannhaftigkeit gegen asiatisches Kulidasein: Was
wird überleben?“) Die Bilanz der 1901 gegründeten Socialist Party of America war jedoch nicht viel
besser. Sie war „farbenblind“ gegenüber dem Rassismus gegen schwarze ArbeiterInnen, ignorierte
Jim Crow im Süden und prangerte die Ankunft von eingewanderten ArbeiterInnen aus China oder
Japan an.

Als die Zweite Internationale auf ihren Konferenzen in Amsterdam (1904) und Stuttgart (1907)
Einwanderungskontrollen verurteilte, wurde dies von einer Mehrheit der US-Delegierten
entschieden abgelehnt, insbesondere von einem der wichtigsten Führer der Partei, Morris Hilquit.
Er schloss sich den holländischen und australischen Delegierten an und unterstützte eine
Resolution, die sich gegen die Einreise von ArbeiterInnen aus „rückständigen Rassen“, also
ChinesInnen und JapanerInnen, in die USA und nach Europa aussprach. Victor L. Berger, ein
weiterer führender Sozialist und selbst ein österreichisch-jüdischer Einwanderer, forderte, dass die
USA „ein Land des weißen Mannes“ bleiben müssten.

Sogar ein prominenter Marxist aus der Zeit vor 1914, Gerhard Ernest Untermann Sr., der
Übersetzer der drei Bände von Marx‘ Kapital, war ein unverhohlener weißer Rassist und sagte: „Ich
bin entschlossen, dass meine Rasse in diesem Land und in der Welt die Oberhand haben soll.“ Es
bedurfte eines harten Kampfes, zuerst von den revolutionären SyndikalistInnen der IWW
(Industriearbeiterinnen der Welt), dann von den US-KommunistInnen in den 1920er Jahren und den
TrotzkistInnen in den 1930er Jahren, um den Rassismus gegen Schwarz und AsiatInnen unter Teilen
der weißen ArbeiterInnen zu bekämpfen. Das ist ein Kampf, den wir heute wieder führen müssen.

Den antirassistischen Kampf und den Kampf der ArbeiterInnenklasse
vereinen

Glücklicherweise hat die „Black Lives Matter“-Bewegung jedoch bereits eine große Anzahl weißer
AntirassistInnen, insbesondere junge Menschen, Frauen und die anschwellenden Reihen der
Democratic Socialists in antirassistische Mobilisierungen einbezogen.

Als KommunistInnen müssen wir für den Schutz der demokratischen Rechte aller unterdrückten
Menschen kämpfen: von Frauen, vo rassistisch, national und ethnisch Unterdrückten,
ImmigrantInnen und LGBTQI+-Menschen. Wir müssen gegen die reaktionären, nativistischen und
anderweitig chauvinistischen Elemente kämpfen, die zeitweise die sozialistischen und
kommunistischen Bewegungen durchdrungen haben, und die Kämpfe der asiatischen sowie aller
unterdrückten ethnischen und nationalen Gruppen gegen rassistische Angriffe und Diskriminierung
unterstützen.

Am 21. März fand in Birmingham eine Kundgebung mit dem Slogan „Stop Asian Hate“ (Stopp dem
Hass gegen AsiatInnen) statt, die von Weißen, Schwarzen, Latinx (Latinos/Latinas) unterstützt
wurde, aufgerufen von, der Alabama Asian Cultures Foundation (Asiatische Kulturstiftung Alabama),



Black Lives Matter, Hispanic Interest Coalition of Alabama (Hispanische Interessenkoalition
Alabama), die Vietnamesische Studentische Assoziation an der Universität von Alabama in
Birmingham und anderen. Die RednerInnen setzten den antiasiatischen Rassismus in Beziehung zu
den Erfahrungen schwarzer Menschen und der Notwendigkeit, gegen alle Formen von Rassismus
und weißer Vorherrschaft zu kämpfen. Aber wir müssen auch alle Versuche bekämpfen, von welcher
Seite auch immer, verschiedene Teile der rassistisch Unterdrückten, wie AsiatInnen und Schwarze,
gegeneinander aufzuhetzen.

Wir können nicht auf den Aufbau einer sozialistischen Gesellschaft hinarbeiten, ohne alle Systeme
der Unterdrückung anzugreifen. Die gesamte ArbeiterInnenklasse muss die Aufstachelung unserer
HerrscherInnen zum Kampf gegeneinander zurückweisen. Der wahre Feind von uns allen sind die
KapitalistInnenklasse und alle Systeme, die ihr dienen. Das bedeutet nicht, dass wir in irgendeiner
Weise „farbenblind“ gegenüber den verschiedenen Formen von Rassismus und Unterdrückung und
deren Bedeutung sind. Wir müssen alle Beispiele von Unterdrückung und Ausbeutung bekämpfen,
um ein unbesiegbares Instrument des Kampfes aufzubauen: eine unabhängige Partei der
ArbeiterInnenklasse und eine neue Internationale zum Kampf gegen den globalen Kapitalismus. Das
Wachstum der DSA, die Bestrebungen, Amazon gewerkschaftlich zu organisieren, geben auch dafür
Hoffnung.

Die ArbeiterInnen müssen für die Niederlage des Imperialismus und Kapitalismus in allen anderen
Ländern ebenso kämpfen wie in unserem eigenen. Wie Marx in jenem grundlegendsten Dokument
der revolutionären Arbeiterbewegung, dem Kommunistischen Manifest, sagte, haben die
arbeitenden Menschen kein eigenes Land: Wir können und müssen uns vereinigen.


